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Strukturen der Hexenverfolgung  
in den drei geistlichen Kurfürstentümern. 
Die Skizze eines Dissertationsprojektes1 

                                                                    
 

Shigeko Kobayashi 
 
1. Supplikation in der Hexenforschung 
 
Bei der modernen Erforschung der Hexenverfolgung in der frühen Neuzeit versteht 
man die Rolle der Untertanen als prominent, da sie nicht als kraftlose Opfer, 
sondern als subjektive Akteure auf die Justiz der Obrigkeit einwirkten.2 Wenn man 
die „Hexenverfolgung“ als Ausdruck einer dialogischen Praxis zwischen den Herrn 
und Untertanen versteht, spielten die Bittschriften der Untertanen in diesem Dialog 
eine wichtige Rolle.3 
Die Supplikation ermöglicht dem Individuum eine direkte Kommunikation mit den 
Landesherren, um zum Beispiel außergerichtliche Strafmilderung auszuhandeln, 
Fehler der lokalen Justiz- und Verwaltungspraxis dem Landesherren mitzuteilen 
oder auch eine neue Gesetzgebung zu initiieren. 4  Inzwischen steht die 
Supplikation im Brennpunkt frühneuzeitlicher Forschung, mal als ein politisches 
Instrument der Untertanen, mit denen sie auch auf die obrigkeitlichen 
Policey-Ordnungen einen gewissen Einfluss nehmen konnten, mal als Spiegel, wie 
die Untertanen ihr Verhältnis gegenüber ihren Herrschern verstanden.5 
Bis vor kurzem wurde in der modernen Hexenforschung die Supplikation eher am 
Rande behandelt.6 Peter Oestmann hat immerhin darauf hingewiesen, dass die 
Supplikation wertvolle Informationen aus der Perspektive der Angeklagten 
mitteilen, anders als jene auf Seiten der Verfolger verfassten Prozessakten und 
Gutachten der Oberhöfe. Wegen der schlechten Überlieferungslage der 
Bittschriften bleibt es jedoch unklar, wie viele Supplikationen sich an das 
Reichskammergericht wandten, welche angenommen wurden und welche man 
anzunehmen verweigerte. Deshalb ist keine feste Aussage über ihre gesamten 
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Funktionen am Reichskammergericht möglich.7  
Katrin Moeller untersuchte mehr als 300 Supplikationen in den Mecklenburgischen 
Hexenprozessen. Hier stellten die Supplikationen ein effektives Mittel dazu dar, die 
Verfahren schnellstmöglich zu unterbrechen bzw. zu verschieben. Im Alten Reich, 
wo die Appellation in Strafsachen unmöglich war und das Reichskammergericht 
den Bittschriften um Nichtigkeits- oder Injurienprozesse keinen Erfolg versprochen 
hat, war die Supplikation an die zuständigen Gerichte oder den Landesherrn ein 
leichter verfügbares Mittel für die Untertanen.8 Rita Voltmer zeigte ähnliche 
Tendenzen und Funktionen der Bittschriften im Herzogtum Luxemburg auf. Hier 
führten die meist männlichen Supplikanten aus den führenden Schichten an, dass 
ihre Angehörigen von persönlichen Feinden als Hexen beschuldigt und mit ihnen 
vor den lokalen Gerichten nicht entsprechend der Landesordnungen verfahren 
wurde. Supplikanten konnten vom Luxemburger Provinzialrat einen 
Purgationsbrief, der sie vom Hexereiverdacht befreite, erhalten. In Fällen der 
Freilassung zielten viele Bittschriften auf Schadensersatz und Kostenreduzierung. 
Beide Fälle zeigen, dass die Supplikationen als Verteidigungsmittel für Angeklagte 
von prominenter Bedeutung waren. Voltmer deutet auch darauf hin, dass in 
Herrschaftsgebieten mit einer gut etablierten landesherrlichen Verwaltung die 
Supplikationspraxis effizienter funktionierte.9  
Aus Kurtrier wurden nur einzelne Supplikationen überliefert. 10  Karl Härter 
betrachtet in Bezug auf Kurmainz den direkten Zusammenhang zwischen der 
starken Zunahme der Zahl von Supplikationen in Strafsachen und der 
zeitgenössischen Hexenpanik im 16. Jahrhundert.11 Da das Supplikationswesen 
gemäß Härter und Voltmer als ein Indiz für unterschiedliche 
Herrschaftsverdichtungen zu werten ist, scheint ihr Stellenwert während der 
Hexenverfolgungen in den drei geistlichen Kurfürstentümern besonders 
beachtenswert zu sein. 
 
2. Der regionale und zeitliche Untersuchungsraum 
 
Die drei geistlichen Kurfürstentümer gehören ohne Zweifel zu einer der Kernzonen 

- 84 -



Strukturen der Hexenverfolgung in den drei geistlichen Kurfürstentümern 

- 85 - 

der Massenverfolgung im Alten Reich. Im 16. Jahrhundert ist die allgemeine 
Tendenz zu beobachten, dass die Landesherrn ihren Herrschaftsanspruch bis in die 
lokale Ebene durchzusetzen versuchten, wobei die Übernahme der 
Blutgerichtsbarkeit von lokalen Herrschaftsträgern von zentraler Bedeutung war.12 
Dort galten das Reichsgesetz, die Halsgerichtsordnung Karls V. (die Carolina, 
1532), flankiert von den ad hoc erlassenen einzelnen Policeyordnungen als 
Richtschnur für die Strafjustiz. Inwieweit diese Normen beachtet wurden, war 
jedoch von Ort zu Ort unterschiedlich. Die heterogenen Verfolgungsformen sind 
deshalb bemerkenswert. Kennzeichnend ist es, dass in Kurmainz kaum 
Hexenausschüsse agierten,13 während sie auf den Verlauf der Hexenverfolgungen 
in Kurköln und Kurtrier größeren Einfluss nahmen. Demgegenüber spielten in der 
Kurmainzer Hexenverfolgung Supplikationen der Gemeinden bzw. der Untertanen 
eine wichtige Rolle.14  
Unter der Prämisse, dass dieser signifikante Unterschied die Intensität der 
landesherrlichen Durchsetzung vor Ort widerspiegelt, zielt mein 
Dissertationsprojekt darauf ab, durch die vergleichende Analyse der 
Hexenverfolgungsstrukturen im Zielraum auch die Dynamik und Vielfalt der 
frühneuzeitlichen Herrschaftsverhältnisse zu rekonstruieren.  
 
3. Verfolgungsstrukturen 
 
3.1. Hexenausschüsse 
Die von der Bevölkerung initiierten Organisationen zum Zweck der Hexenjagd, die 
in den Mosel-, Saar- und Rheingebieten oft „Ausschuss“ oder (wie in Luxemburg) 
„Monopol“ genannt wurden, prägten die dortigen Hexenverfolgungen. 15  Die 
Verordnung des Kurfürsten von Trier Johann VII. von 1591, in welcher scharfe 
Kritik an den Hexenausschüssen geübt wurde, stellt eine der wichtigsten Quellen 
zur Sichtweise der Herrschaft auf das Wirken der Ausschüsse dar. 16  Als 
gemeinsame Ankläger stellten Ausschüsse die Anklageschrift mit selbst 
gesammelten Indizien an die Obrigkeit zu. Der artikulierte Verdacht stammte 
manchmal aus den benachbarten Gemeinden, wo zuvor bereits Hexenprozesse 

Strukturen der Hexenverfolgung in den drei geistlichen Kurfürstentümern

- 85 -



 

- 86 - 

durchgeführt worden waren. Ausschussmitglieder waren oft nach benachbarten, 
manchmal auch entfernten Ortschaften unterwegs mit dem Zweck, die Namen 
angeblicher Mittäter zu erfahren, die bei den Hinrichtungen der „Hexen“ verlesen 
wurden.17 Deshalb gab der Kurfürst in der Ordnung von 1591 eine Ermahnung: 
die Hinrichtungen verursachen Chaos, da bei der Verlesung des Urteils die Namen 
der angeblichen Mittäter genannt und besagte Personen zur Flucht gezwungen 
werden. Gleichzeitig verursacht sie auch im gemeinen Mann Unruhe, Zwiespalt, 
Streitereien und andere Unannehmlichkeiten.18 
Überdies wurden die Kosten der Untersuchungsreise von Ausschüssen, oft 
zusammen mit den Wirtshausrechnungen, in die Prozesskosten eingerechnet, die 
am Ende die Prozessopfer belasteten. 19  Somit galten Ausschüsse in der 
Verordnung von 1591 als eine Ursache für die hohen Prozesskosten.20   
Nicht zu vergessen ist die finanzielle Funktion der Ausschüsse in Hexenprozessen. 
Die  ganze Gemeinde hatte sich verpflichtet, aus ihren Mitgliedern den Ausschuss 
zu bilden und diesen finanziell zu unterstützen, als sei er eine juristische Person.21 
Somit konnten die Ausschüsse für die Prozesskosten auf die Bürgschaft der 
gesamten Gemeinde zurückgreifen, wenn die Angeklagten mangels Vermögen die 
Kosten nicht tragen konnten. In kurtrierischen Kondominaten wurde sogar vor der 
obrigkeitlichen Annahme einer Anklage durch die Ausschüsse eine ausreichende 
Bürgschaft vorausgesetzt. 22  In Kurtrier, wo die Güterkonfiskation der 
Hingerichteten für die Finanzierung der Hexenprozesse nicht erlaubt war, wurde 
ein sogenanntes Hexengeld gesammelt, das wie eine Steuer von den Bewohnern zu 
zahlen war.23 Die Tätigkeit der Ausschüsse entlastete so die lokale Obrigkeit bei 
Zeugensammlungen und auftretenden Unkosten. 
Bei der Hexenverfolgung in Kurtrier spielte die in der Carolina geregelte 
Aktenversendung kaum eine Rolle. Johann VII. beschwerte sich in der Ordnung 
von 1591, dass die Berichterstattung der Hexenprozesse bei Hof unzureichend sei 
und deshalb die Prozesse nicht wie erforderlich durchgeführt werden können.24 
Während in Kurtrier die Ausschüsse kaum Supplikationen gebrauchten, waren in 
der kurkölnischen Stadt Rhens Bittschriften ein dem Ausschuss verfügbares Mittel 
zur Aushandlung der Verfolgungsmodalitäten mit der landesfürstlichen Obrigkeit, 
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angesichts der Konflikte mit dem dortigen Schultheiß. Am 11. Februar 1630 
wandte sich der Ausschuss an das Andernacher Gericht mit dem Hinweis, dass die 
Prozesse wegen des zurückhaltenden Schultheiß' immer wieder aufgeschoben 
wurden, und dass der Ausschuss von Verhör und Folter der Beschuldigten 
ausgeschlossen war, worüber die Gemeinde unzufrieden sei. Er forderte daher vom 
Obergericht, den lokalen Beamten in Rhens zu befehlen, die Ausschussmitglieder 
wieder wie zuvor bei solchen Verfahren allzeit beiwohnen zu lassen, damit sie 
ihrem geleisteten Eid und ihren Pflichten nachkommen zu können.25 
Obwohl ein solches Verlangen eindeutig einen Übergriff in die Kompetenz der 
Obrigkeit zu bedeuten scheint, lehnte das Obergericht dies nicht mit klaren Worten 
ab, wies hingegen die Beschleunigung des Prozesses an, möglicherweise um den 
Ausschuss zu beruhigen.26 Offensichtlich fürchtete der Oberhof in Andernach – so 
hat es bereits Ingrid Batori vermutet –, einen potentiellen Aufstand in Rhens und 
eine direkte Eingabe an die Bonner Regierung, um das zögerliche Vorgehen von 
Obergericht und lokalem Gericht anzuprangern.27 
 
3.2. Hexenkommissar 
Kurkölnische Kommissare waren Rechtsgelehrte, die als Schöffen zu den 
weltlichen Hofgerichten in Bonn und Köln gehörten. Sie wurden im Auftrag des 
jeweiligen Gerichtsherrn zu lokalen Gerichten geschickt, um dort Laienrichter und 
Schöffen zu beraten. In Kurköln praktizierte man die Aktenversendung nicht, 
stattdessen agierten hier Kommissare.28 Bereits 1595 hatte der Hofrat angesichts 
zunehmender Anfragen wegen Hexenprozessen das Prinzip der Dezentralisierung 
festgeschrieben, da Hexereisachen nicht an den Hofrat gebracht, sondern an die 
lokalen Gerichte zurückverwiesen werden sollten. Die Hexenprozessordnung von 
1607 bestimmte, die einschlägigen Verfahren von sogenannten unparteiischen 
gelehrten Juristen der Obergerichte gemäß der Carolina beaufsichtigen zu lassen.29 
Allgemein gesagt, stellte der Kommissar einen vollwertigen Justizapparat in einer 
Person dar. Bei ihrer Prozessführung war vorausgesetzt, dass sie keine 
Unrechtmäßigkeiten zulassen sollten. Das ist wohl genau der Grund dafür, warum 
die kurkölnische Hexenprozessordnung von 1607, anders als in Kurtrier, keinen 
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Vorwurf gegen Hexenausschüsse enthielt, denn diese waren möglicherweise unter 
Anleitung von Kommissaren an Prozessen beteiligt.30  
In den Hofratsprotokollen fanden sich daneben mehrere Eingaben von Untertanen, 
die sich mit dem Missbrauch von Kommissaren während den von ihnen geführten 
Hexenjagden befassten. Am 14. November 1630 z. B. berieten die Räte über die 
Bitten dreier in Hexenprozesse verwickelter Bürger aus Drolshagen in Westfalen. 
Sie berichteten, dass der Kommissar Kaspar Rheinhard in diesem Zeitraum über 
800 Personen hatte hinrichten lassen und nur wenige Menschen einem Todesurteil 
entkommen konnten. Der vor dem Kommissar geflohene Pastor Nikolaus Rotgen 
bat zwischen Mai 1630 und Januar 1631 den Hofrat mehrmals um die Entsendung 
eines anderen Kommissars, der für seine Purgation die Prozessverläufe prüfen 
sollte. Der Hofrat erließ trotz wiederholten Bitten keine konkreten 
Gegenmaßnahmen gegen die fragwürdige Justizpraxis des Kommissars, sondern 
wies nur an, die Bittschrift an das kölnische Hofgericht zuzustellen und von diesem 
das Verfahren prüfen zu lassen.31  
An dieser Stelle ist ein weiteres Beispiel zu nennen: Die Taten des im rheinischen 
Erzstift agierenden Kommissars Franz Buirmann wurden dem Hofrat mit dem 
Vorwurf mitgeteilt, dass er in Rheinbach die Hexenverfolgung nicht rechtsmäßig, 
sondern wegen seiner Geldgier durchführte.32  
Neben diesen spektakulären Persönlichkeiten waren viele andere unbekannte 
„normale“ Kommissare in Hexereiverfahren tätig. Ansonsten wäre die Tatsache 
kaum erklärbar, warum kurkölnische Gemeinden immer wieder die Entsendung 
eines Kommissars zur Durchführung von Hexenprozessen gefordert haben. Becker 
hat außerdem aufgrund der Prozessakten aus Schwarzreindorf festgestellt, dass die 
Beauftragung eines Kommissars durch den lokalen Gerichtsherrn und nicht durch 
den Hofrat stattfinden konnte. 33  Einen Hexenkommissar anzufordern gehörte 
somit zu der Kompetenz lokaler Gerichte, unterstützt von den 
Verfolgungswünschen der Bevölkerung. Falls die lokalen Beamten die Wünsche 
der Untertanen nach Verfolgung nicht ausreichend erfüllen konnten (oder wollten), 
supplizierte man an den Hofrat, um die Zurückhaltung der Beamten zu kritisieren 
und die Verfolgung zu verschärfen.  
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3.3a. Supplikation um die Prozesseinleitung 
In Kurköln stellten die Gemeinden dem Bonner Hofrat ihren Wunsch nach der 
Prozesseinleitung bzw. der Entsendung vom Kommissar zu. Die Bittschrift vom 20. 
März 1629 aus dem Amt Nürburg rückte die Beschwerde um die lokalen Beamten 
in den Vordergrund: die Schöffen seien sehr pflechtlosen und schreibensunerfharen 
und hätten die Hexenprozesse etwas unordentlich procedirt. Die Einwohner im 
Amt Brühl beschwerten sich ebenso im März 1631 beim Hofrat, dass bei der 
Hexenverfolgung in ihrem Amt, besonders in Metternich, nicht nach Gebühr 
verfahren werde und dadurch die Hexerei täglich zunehme und viel Schaden 
anrichte.34 Hier drückten die Supplikationen den Unmut gegenüber unfähigen 
lokalen Beamten aus. 
In Kurmainz findet sich eine Flut von Bittschriften, um die Amtleute und lokalen 
Gerichte zu zwingen, ex officio gegen vermeintliche Hexen vorzugehen. Nach dem 
Dreißigjährigen Krieg kamen in der Stadt Dieburg, die in den 1590er und 1620er in 
Kettenprozesse geriet, 35  erneut Bitten um die Prozesswiederaufnahme auf. 
Aufgrund der Anfragen der Untertanen im Juni 1653 wies der Dieburger Amtmann 
diese an, ihre Bittschriften an den Hofrat zu schicken. Angeblich waren in den 
Prozessakten Denunziationen gegen verdächtige Personen vorhanden, weshalb 
einige Bürger supplizierten, dass ein angefangener Prozess noch nicht vollendet 
und nur wegen des Krieges unterbrochen worden sei. Die Hexen auszurotten sei 
ein in der Bibel festgeschriebener Gottesbefehl, aber auch die unschuldigen Kinder 
seien vor der Verführung des Teufels zu schützen.36  
Ähnliche Argumentationen befanden sich in der Bittschrift vom 11. August 1667, 
in  welcher die Supplikanten behaupteten, nicht von persönlichem Hass gegen 
bestimmte Personen motiviert zu sein, sondern nur die Jugend vor Verführungen 
des Teufels schützen und Gottes Zorn meiden zu wollen. Dies schien der Obrigkeit 
ein ohnverschämbter behindlicher verwirrung zu sein. Der Amtmann bezeichnete 
die Supplikanten in seinem Brief an den Mainzer Hofrat als öffentliche Injurianten 
und ihr Begehren nach Hexenverbrennung als Zusammenrottung. Acht Tage in 
Turmhaft und Bezahlung der Strafgelder waren für die Supplikanten die Folge.37 
Dagegen protestierend wandten sich am 30. August vier Bürger persönlich an den 
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Kurfürsten in Mainz. Ihre unveränderte Forderung, dass Hexen justifiziert werden 
müssten, wurde ebenso verweigert. Der Hofrat wies den lokalen Beamten an, 
öffentlich die Supplikanten zu rügen, damit die Untertanen in solchem Wahn und 
Irrtum nicht verbleiben mögen und auch alle Schanden und Verletzungen 
vermieden würden.38 
Ob dieser Verbotsbefehl und die Strafandrohung von den Untertanen wirksam 
angenommen wurden ist fraglich, da der Aufruhr um Hexenverbrennungen sich 
damit nicht beruhigte. Drei Bürger, die so lang lauffen wolten, biß das 
hexengeschmaiß verbrant werde, wurden daraufhin als Rädelsführer verhaftet und 
zu einer Geldstrafe verurteilt. Obwohl die Haltung der Obrigkeit deutlich 
ablehnend war, kamen noch weitere Supplikanten zum Rathaus, um die verhafteten 
Leute zu verteidigen. Der Befehl bewirkte also keine Abschreckung und die 
Hexenprozessbefürworter propagierten mit lauter Stimme in der Öffentlichkeit die 
Verfahren.39  
Die Supplikation vom 22. Oktober 1667 gab an, dass sie sich bei einer öffentlichen 
Zusammenkunft einstimmig zur Verfolgung der Hexen und deren Fortführung 
entschieden habe. Die Verfolgungsbefürworter aber seien von einem Bürger als 
bernheuter, schellmen, ehrendieb vnnd rebellen öffentlich beleidigt worden – ein 
deutlicher Hinweis darauf, dass es nur eine bestimmte Gruppe gab, die weitere 
Verfolgungen wünschte. Die Supplikanten drohten, wegen der von Hexen 
verursachten Schäden den Zent zu verlassen, falls keine Prozesse eröffnet würden. 
Sie waren sogar bereit, die Bürgschaft für die Prozesskosten durch eine 
Geldsammlung von Gemeindemitgliedern zu leisten, was jedoch eine 
Steuersammlung ohne Erlaubnis der Obrigkeit bedeutete. 40  Eine spätere 
Supplikation einer Person, die die Supplikanten mit Geld unterstützte und wegen 
dieser finanziellen Unterstützung inhaftiert und zu einer Geldbuße verurteilt wurde, 
zeigt die harte Einstellung der Obrigkeit, nach der bereits die bloße finanzielle 
Unterstützung die Grenze des Erlaubten überschritt.41 Zwar war der Befehl gegen 
die Injurien lange wirkungslos geblieben, jedoch konnte sich die Obrigkeit auf der 
lokalen Ebene durchsetzen: Nach dem Dreißigjährigen Krieg ist keine 
Hexenverbrennung mehr in Kurmainz überlierfert.42  
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3.3b. Supplikation um die Güterkonfiskation 
Neben den Anträgen um die Prozessaufnahme, supplizierte man in Kurmainz für 
die Begnadigung bei der Konfiskation. Gegen diese Maßnahme, die schon in der 
Regierungszeit des Kurfürsten Wolfgang von Darberg (1582-1601) geregelt und im 
Jahr 1612 gemildert wurde, gab es nicht wenige Beschwerden.43 Die Einzahlung 
der kompletten Konfiskation in die kurfürstliche Kasse stieß auf Widerstand vor 
Ort, da eine solche komplette Konfiskation letztlich einen Verlust von 
gemeindlichem Eigentum bedeutete. Im Herbst 1593 hatten die adeligen 
Gerichtsherrn im kurmainzischen Zent Mudau, Buchen und Osterburken eine 
Versammlung, um die Probleme bei der Güterkonfiskation im Rahmen von 
Hexereiverfahren zu besprechen. In den Gravamina, die sie bei dieser 
Versammlung verfasst hatten, behaupteten sie, dass die Bestrafung wegen Zauberei 
ohne abbruch und aufdringend Neüerung durchzuführen sei. 44  Die 
„Neüerung“ bezog sich auf die Konfiskationsordnung des Wolfgang von Darberg.  
Auch von Seiten der Hinterbliebenen erschienen Bittschriften gegen den Erlass der 
Güterkonfiskation. Die Verwandten der in Osterburken 1593 verbrannten 
Hebamme Kunigunde schrieben an den Kurfürsten: Euer kurfürstliche Gnaden. 
Könnt Ihr nicht bitte uns, arme verlassene Witwe und Waisen, wenigstens die 
Hälfte unserer Schwester Hinterlassenschaft lassen?45 Die Konfiskation wurde 
schließlich um die Hälfte reduziert. Pohl fand weitere Beispiele, bei denen auf 
Bitten der Verwandten die Konfiskationssumme reduziert wurde.46 
Im Jahr 1612 modifizierte der Kurfürst erneut die Konfiskationsordnung, so dass 
bei kinderlosen Personen nicht die ganze Hinterlassenschaft, sondern nur die 
Hälfte zu konfiszieren war. Falls nach der Zahlung der ganzen Kosten von den 
konfiszierten Gütern noch etwas übrig sein sollte, musste dies ad pias usus, z. B. 
für die Errichtung von Krankenhäusern und für arme Leute verwendet werden. 
Anschließend sagte die Verordnung, dass niemandt wieder recht, vnnd billichkheit 
beschwerdt werde. 47  Im Hintergrund dieser Milderung standen wohl die 
zahlreichen Bittschriften aus der Bevölkerung. In diesem Sinne hatten die 
Untertanen durchaus den Handlungsspielraum genutzt, mittels Supplikationen 
konsensual mit der Obrigkeit Ordnungen zu verbessern und sogar neue zu 
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schaffen. 
Nach dem Neuerlass der Konfiskationsordnung von 1612 kamen noch weitere 
Bitten. Im Jahr 1627 wurden Lorenz Staib, dessen Frau als Hexe in Lohr verbrannt 
worden war und der sich als armer betagter, auch außgestandener großer und 
schwehrer arbeit halbenn nun mehr lahmer undt crafftloser man bezeichnete, die 
Kosten in Höhe von 254 Gulden 104 erlassen. Im August des gleichen Jahres, 
ebenfalls in Lohr, supplizierte der neunzehnjährige Jodokus Weidenweber um 
einen Nachlass der Konfiskationssumme wegen seines hingerichteten Vaters. 
Jodokus erklärte seinen schwierigen Familienstand: ihre Mutter sei ein krankes und 
aberwitziges weib, so zumahl nicht mehr vortkommen, noch dz haußwesen 
dirigiren kan und es gäbe noch zwei unmündige Geschwister. Einen Monaten 
später antwortet der Hofrat, dass von der noch ausstendigen 900G(ulden) 400G 
auß gnädigsten mitleiden und lautern gnaden nachgelassen werden sollten.48    
Während sich die Mainzer Kurfürsten die Gnadenrechte vorbehielten, ging es in 
Kurköln, wo die Kurmainzer Konfiskationsordnung als Vorbild übernommen 
wurde,49 vornehmlich um die Abrechnung der Kosten und die Feststellung des 
konfiszierbaren Vermögens, nicht um die gnädige Kostenreduktion.50 Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass die Konfiskationsordnung nicht eindeutig definiert, 
welcher Anteil zu konfiszieren war, sodass bei einer Festsetzung der zu 
konfiszierenden Güter eine Diskrepanz entstehen konnte. Zum Beispiel ging es bei 
dem Bonner Apotheker Remer Curtius um eine genaue Trennung des Erbes von 
den von seiner hingerichteten Frau in die Ehe eingebrachten Gütern. Er bat den 
Hofrat, dass aus ihrem patrimonialen Vermögen die Zahlungen genommen werden 
mögen. 51  Diese Supplikationspraxis spiegelt zwar die Unvollständigkeit der 
damaligen Gesetzgebung wider, half aber somit der Etablierung und Durchsetzung 
der landesherrlichen Ordnung vor Ort. 
 
4. Zusammenfassung 
 
Insgesamt lässt sich eine klare Tendenz im Untersuchungsraum feststellen, dass die 
Hexenjagd von unten gefordert wurde, wie die vielen Bitten der Gemeiden um die 
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Verschärfung der Verfolgung zeigen. Zwar ist nicht von einer genuin zentralen 
Steuerung der Hexenverfolgung zu sprechen, jedoch zeigen die Supplikationen 
deutlich, dass es ohne die Zustimmung und Förderung der lokalen wie 
landesherrlichen Justizorgane keine Hexereiverfahren geben konnte. 
Entsprechend der von Voltmer gemachten These, sind gemäß der 
Herrschaftsintensität tatsächlich unterschiedliche Supplikationspraktiken im 
Untersuchungsraum festzustellen. Während in Kurmainz die zentrale Kontrolle 
durch den Hofrat über die lokale Gerichtspraxis relativ gut funktionierte und viele 
der Supplikationen sich direkt an die zentrale Ebene wandten, fanden sich kaum 
Bittschriften von Untertanen in Kurtrier, wo die landesherrliche Herrschaft 
schwach war und lokale Herrschaftsträger relativ großen Spielraum erhielten. Der 
kurkölnische Hofrat räumte im Prinzip in der Hexereisache den lokalen Gruppen 
einen Ermessensspielraum ein. Die Untertanen hatten dennoch die Möglichkeit, an 
den Hofrat ihre Bitten zu stellen. Die Bittschriften an den Hofrat in Kurköln 
bedeuteten einen demonstrativen Akt gegenüber den lokalen Herrschaftsträgern, 
die sich dem Eingriff des Hofrats widersetzten.  
Mit dem Bürgen für die Prozesskosten stellt die Prozesseinleitung durch die 
Forderung von Ausschüssen eine Mischform von Akkusationsprozess mit 
Privatkläger und Inquisitionsprozess von Amtswegen dar. Gleichzeitig zielte die 
Supplikation um Prozessaufnahme immer auf den Prozessbeginn ex officio, damit 
die Gemeinde ihren Unmut gegen eine bestimmte Person vor Gericht kundtun 
konnte, ohne das Risiko, als privater Ankläger für die Prozesskosten bürgen zu 
müssen. Im Sinne der Finanzierung von Prozessen spielten Supplikation und 
Ausschüsse eine ähnliche Rolle, da sie als Delegation der ganzen Gemeinde bereit 
waren, die Prozesskosten bzw. den Schadensersatz oder die Kostenerstattung auf 
sich zu nehmen, falls die Güter der Angeklagten nicht ausreichten.  
Mit Blick auf die Rechtfertigung der Hexenjagd gaben die Supplikanten und 
Ausschüsse lediglich vor, für die gesamte Gemeinde sowie zur Rettung von Gottes 
Ehre und des Gemeinwohls zu handeln. Tatsächlich standen sie nur für die 
durchsetzungsfähigen Gruppierungen in der Gemeinde. Gleichzeitig wurde betont, 
dass es die Pflicht des Herrschers sei, die Untertanen vor den Gefahren der 
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Zauberei zu schützen. Supplikationen gaben also der Selbstdarstellung der 
„gehorsamen Untertanen“ Raum, die sich dem Kurfürsten unterordneten und daher 
das Recht einfordern konnten, von ihm unterstützt und beschützt zu werden.  
Trotz mehrmaliger Bedrohung durch Verhaftung und Strafgeld wiederholten die 
Dieburger Supplikanten die Bitte um die Prozessannahme. Solche Hartnäckigkeit 
lässt vermuten, dass es einen Spielraum zur Strafaushandlung geben konnte. 
Ähnliches trifft auf Ausschüsse zu. Trotz der Vorwürfe in der Kurtrierischen 
Verordnung von 1591 wiederholte 40 Jahre später noch die Verordnung von 1630 
den Verweis gegen die Ausschüsse, in der die Gebühren für Ausschüsse neben 
denjenigen für das obrigkeitliche Gerichtspersonal geregelt wurden.52 
Supplikationen konnten – so Voltmer – pro und contra in Bezug auf die Hexenjagd 
eingesetzt werden 53 : Zur Prozesseinleitung bzw. zur Beauftragung eines 
Kommissares, zur Legitimierung der Ausschüsse, aber auch zur Verteidigung der 
Angeklagten oder zur Milderung der Konfiskationssumme. Diese 
Multifunktionalität entspricht den vielfältigen Optionen, welche den Untertanen 
beim Umgang mit der Justiz zur Verfügung standen. Supplikationswesen und 
Ausschusswesen stellten entsprechende Techniken in der Zeit der obrigkeitlichen 
Monopolisierung der Strafjustiz dar. Im Sinne der Justiznutzung bedienten sie den 
Wunsch nach Verteidigung gegen Zauberei und Hexerei in der Bevölkerung. 
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